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§rgänzende rechtliche Stellungnahme
zu dem §chreiben des Innenrniniste*ums Baden-Württembers vom 12.10"202fi

Sehr geehrte Darnen und Henen,

zunächst vielen Dank dafür, dass Sie mir das vorgenannte §chreiben zur Kenntnis übemandt

haben.

Hiezu gestatte ich mir noch folgende engänzende Anmerkungeni

1.

Unbes§itten müssen, wie das Innenminist*rium in seinem Schreiben ausfiihrt, unter der

Prärnisse der UnterbringusE geflüchteter Menschen in §emeinschafuunterkünften Regelun-

gen gesaffen werden, die geeiEnet sind, ein rni[lichst hannonisches Zusarnm*nleben zu

befiürdem und die unterschidlichsten lnteressen in ve#assungskonformer Weise zu einem

Ausslei& zu bringen. Auch der gecrdnete BeB'ieb einer Einrichtung wie der LEA FreiburE

rnuss selbsüuerstilndtrich sichergestellt werden. Der reibunEslose Verwaltungsablauf in der

I*§A hat alierdings, anders als die Grundrechte der Bewohnerinnen und Bewshner, keinen

Verfrssungsrang.

Wie Frau lngler und ich in dem vom l"linisterium in Sezug Eensmmenen Gubehten aller-

dings fcsßtellen rnussen, süellt zudem dle $icherstellung der Grundrechtsausübung der sin-

zelnen Eewchnerinnen und Bewohner bedauerlicilerureise gerade nicht die Leiüinie der

l-lauscrdnung dar. Dies gilt sowohl im Allgerneinen, nirnmt die HausordnunE dsch b'ereits

nach ihrem Wartlaut ausdrucklich und inhaltlich in keiner Weise Bezug auf die zu walrrenden

Grundrechte der Bewohnerinnen und Bewohner, als auch im Sesonderen, d.h. hinslchtlich

der Regelungen im §inzelnen.

l{ur ocernplarisch wird insoweit noch einmal auf die Ausführungon zu den fiesuchsregelun-

gnn ln dem benaonten Gutachüen ven*isen" Gerade hier wird deutlich, insb*sondere unter
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vofi Miüaüeiterinnen und Mitarbeitern üer EffiLtftahmeeinrichtung de§ Landes ge§tellt,

hingryn w«riger als 1 Yo von geffüchteten Menschen direkt. Bex*werden bezüglich der

nar}Jrdnung urd Regeln in der frstaufnahme wurden gemäß dern Bericht augenscheinlich

überfrauBt nicht an die Ombudsstelle herangetragen, wa§ insbesondere dem Umstand ge-

schuldeisein dürfte, dass die Ksntaktaufnahme primär über die i4thrbeitenden e#nlgtf Der

Täügkeisbericht der Ombudsstelle lässt vermuten, dass noch erhebliche Sanieren hinsicht-

fich äines direkten Zugangs der Sewohnerinnen und Bewohner zu den Besch*erdemöglich-

keiten bestehen.T

_t{it freundlichen Grilßen

Rechtsanwältin

sHier:u Bericht des §f Mfi .Entwicklung der Menschenrethtssituation in Deutsrhland Juli ä01§ bis Juni 2ü1?

vsrn §erernbe r 2$L7,§. 6O, venäffentlicht unter: httos//wwwinrtitut-fu er'

rnensdhenrechl*.dqffileadr.ninlned,a§io#Fublik?$i»nqn/,Mensche:rrefhtsbericht 2Qtz'pdf.
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